
Der Blick der Juristen auf eine einzigartige Verfassung 
Welche Besonderheiten zeichnen die Liechtensteiner Verfassung aus? Ein tagelanges Kolloquium des Liechtenstein-Instituts gab Antwort. 

«Der Grundstein für unsere 
Aufwärtsentwicklung»: Mit die-
sen Worten umschrieb Regie-
rungschef Daniel Risch in sei-
nen Grussworten bei der  
ges tri gen Veranstaltung des 
Liech tenstein-Instituts die Ver-
fassung von 1921. Nachdem das 
Institut bereits in mehreren Ver-
anstaltungen den historischen 
Hintergrund der Verfassung be-
leuchtet hatte, galt es gestern, 
einen rechtswissenschaftlichen 
Blick auf die Verfassung zu wer-
fen. Im Rahmen eines tagelan-
gen Kolloquiums im Vaduzer 
Saal gingen mehrere Rechtswis-
senschaftler auf einzelne As-
pekte der Verfassung ein. 

Mix an Kuriositäten macht 
Verfassung einzigartig 
Die erste Referentin, die öster-
reichische Rechtsprofessorin 
Anna Gamper, zeigte auf, inwie-
fern die liechtensteinische Ver-
fassung eine Besonderheit dar-
stellt. Sie führte eine Reihe von 
Kuriositäten an, wie den Dualis-
mus zwischen Fürst und Volk, 
die Möglichkeit der Gemeinden, 
aus dem «Staatenverbund» 
Liechtenstein auszutreten und 
das Recht, gegen den Fürsten ei-
nen Misstrauensantrag einzu-

bringen. Gamper fasste jedoch 
zusammen, dass es nicht die 
«einzelnen Raritäten und Kurio-
sitäten» sind, welche die Liech-
tensteiner Verfassung einzigar-
tig machen, sondern deren 
Kombination. «Es gibt sonst kei-
ne Monarchie, die eine so starke 
Stellung des Monarchen fest-
schreibt und gleichzeitig über  
so weite direktdemokratische 
Rechte verfügt.» Abschliessend 
urteilte Gamper aber: «Liech-
tenstein verfügt über eine «ein-
zigartige und schöne Verfas-
sung.» 

Anschliessend führte Staats -
gerichtshofpräsident Hilmar 
Hoch aus, wie die Verfassungs-
gerichtsbarkeit im Kleinststaat 
Liechtenstein funktioniert. Da-
bei herrscht aus seiner Sicht das 
Prinzip: «Offenheit im All -
gemeinen, Abgrenzung im Be-
sonderen.» So sind beispiels-
weise am Staatsgerichtshof 
Richter aus Österreich und der 
Schweiz gängig wie auch Liech-
tenstein  Recht aus diesen Staa-
ten umfangreich rezipiert. Da-
neben beharrt Liechtenstein 
auch auf gewissen verfassungs-
rechtlichen Besonderheiten wie 
dem Dualismus. Der Fribour -
ger Rechtsprofessor Bernhard 

Wald mann führte aus, welche 
Hindernisse in Staaten über-
wunden werden müssen, damit 
Änderungen in der Verfassung 
durchgeführt werden können. 
Bedeutend für Waldmann ist 
dabei die richtige Mischung 

zwischen Wandel und Kon -
tinuität. Einerseits «verlangt 
Stabilität eine kontinuierliche 
Anpassungsfähigkeit», ande-
rerseits brauche es aber auch 
gewisse Hürden, damit die  
Verfassung nicht «nach Zufalls -

entscheiden abgeändert» wer-
de.  

Staatsziel: «In Frieden und 
Freiheit miteinander leben» 
Am Nachmittag ging der Lu-
xemburger Luc Heuschling auf 

die Rolle von Monarchen in De-
mokratien ein: Steht der Mo-
narch dem Volk gegenüber, oder 
ist er selbst Teil des Volkes. In 
Liechtenstein besteht diesbe-
züglich eine paradoxe Situation. 
Mit dem Vetorecht steht der 
Fürst in Opposition zum Volk. 
Gleichzeitig besitzt der Fürst 
aber das Wahlrecht und ist 
damit Teil des Volks. 

Den Abschluss der Ver -
anstaltung machte Patricia 
Schiess, Forschungsleiterin im 
Bereich Recht am Liechten-
stein-Institut. Die Juristin stellte 
sich in ihrem Referat die Frage, 
welche Bedeutung dem Thema 
Sicherheit in der liechtensteini-
schen Verfassung zukommt. Sie 
betont, dass die Anzahl Bedro-
hungen für einen Kleinstaat 
nicht kleiner sind als in anderen 
Staaten, jedoch ist er stärker auf 
die Unterstützung seiner Nach-
barn angewiesen. Zum Schluss 
ihres Referats zählt Schiess auf, 
welche Bestimmungen der Ver-
fassung das Thema Sicherheit 
ansprechen. Zu nennen ist dabei 
besonders Artikel 1: Das Fürs-
tentum soll seinen Bewohnern 
dazu dienen, «in Freiheit und 
Frieden miteinander leben zu 
können». (equ) 

Daniel Risch: Die Verfassung ist «der Grundstein für unsere Aufwärtsentwicklung». Bild: Tatjana Schnalzger

Freie Liste: Geheimniskrämerei geht weiter 
Ein Gemeinderat verlässt die Partei, die Junge Liste den Vorstand. Aber Präsidium und Fraktion wollen zur Angelegenheit lieber schweigen. 

Elias Quaderer 
 
«Was ist denn jetzt schon wie-
der los?» Diese Frage stellt sich 
wohl jeder politische Beobach-
ter mit Blick auf den erneuten 
Streit in der Freien Liste. Was 
wir wissen: Es kam zu einem 
ominösen Vorfall. Darauf er-
klärte Gemeinderat Stephan 
Gstöhl seinen Parteiaustritt. 
Und am Donnerstag demissio-
nierte die Junge Liste aus dem 
Vorstand. Die Hintergründe für 
die erneuten Streitigkeiten blei-
ben – wie so vieles im internen 
Konflikt der Freien Liste – im 
Unklaren. Das Parteipräsidium 
teilte auf Anfrage mit: «Wir ha-
ben uns entschieden, nicht 
mehr mit der Presse zu spre-
chen.» Auch die Landtagsfrak-
tion der Freien Liste beschloss, 
sich nicht zum Konflikt zu äus-
sern – zumindest nicht bis zur 
ausserordentlichen General-
versammlung am 8. Juli. «Dann 
sind wir freier, wieder zu kom-
munizieren», sagt Fraktions-
sprecher Patrick Risch. 

Junge Liste beklagt  
fehlende Transparenz 
Gerade die mangelhafte Kom-
munikation war mit ein Grund, 
weshalb die Vertreter der Jungen 
Liste in den Vorstand ein- und 
letztlich wieder austraten.      

Als im Frühling erstmals der 
Konflikt eskalierte, störte sich 
die Junge Liste an der fehlenden 
Transparenz. Vieles musste sie 
aus den Medien erfahren. «Uns 
fehlte die Kommunikation», er-
klärte Ilea Batliner. Aus diesem 
Grund wollten zwei Vertreter 
der Jungen Liste selbst Vor-
standsmitglieder werden. Drei 

Monate nach ihrer Wahl in die 
Parteileitung ziehen die beiden 
das Fazit, dass die Kommunika-
tion weiterhin schlecht blieb. 
«Es störte uns, dass nicht offen 
über Personalentscheide infor-
miert wurde», sagt Samuel 
Schurte. Ein Beispiel dafür ist 
der Parteiaustritt von Stephan 
Gstöhl. Laut Schurte sei im Vor-
stand der Vorfall bekannt, der 
dazu führte, dass Gstöhl seine 
Partei verliess. Der im März 
neugewählte Interimsvorstand 

trat eigentlich an, um den inter-
nen Konflikt aufzuarbeiten. 
«Uns war bewusst, dass das 
nicht einfach wird», führt 
Samuel Schurte aus. «Aber letz-
ten Endes konnten wir die Art 
und Weise sowie gewisse Ent-
scheide schliesslich nicht mit-
tragen.»  

Ilea Batliner betont, dass ihr 
Austritt ein persönlicher Ent-
scheid gewesen sei. «Ich will 
meine Energie für andere  
Themen einsetzen», sagt sie. 

Streiten liege nicht in ihrem  
Naturell.  

Abschied vom Vorstand, 
nicht von der Partei 
Die Vertreter der Jungen Liste 
wollten sich im Vorstand auch 
politisch einbringen. Aber der 
Parteikonflikt nahm die ganze 
Zeit in Anspruch. «Wir konnten 
schliesslich über nicht anderes 
mehr sprechen», so Ilea Batli-
ner. Es sei ihr nicht mehr mög-
lich gewesen, sich für ihre Wer-

te einzusetzen. Im selben Sinn 
hält Samuel Schurte fest: «Es 
hat keine Politik stattgefun-
den.» Die Demission aus dem 
Vorstand bedeutet aber nicht, 
dass Schurte und Batliner aus 
der Partei austreten werden. 
«Im Gegenteil, wir sind moti-
viert, uns wieder auf die politi-
sche Arbeit konzentrieren zu 
können», sagen sie. 

Keine Kenntnis von  
potenziellen Kandidaten 
Der Rücktritt der Jungen Liste 
lässt über den Zustand der Par-
tei nichts Gutes erahnen. Fort-
laufend fällt der Freien Liste 
das Personal weg. Bereits zum 
dritten Mal innerhalb von acht 
Monaten reichen Teile des Vor-
stands ihren Rücktritt ein. Zwar 
erklärte Parteipräsidentin He-
len Marxer am Montag gegen-
über Radio L, dass für die Neu-
wahl des Vorstands nach den 
Sommerferien bereits vier Kan-
didaten und ein Wackelkandi-
dat bereitstehen. Aus infor-
mierten Kreisen war jedoch zu 
vernehmen, dass bisher noch 
kein einziger potenziellen Kan-
didat bekannt ist. 

 Dass in der Partei in nächs-
ter Zeit Ruhe einkehrt, ist zu be-
zweifeln. Die Freie Liste beauf-
tragte ein externes Gremium, ei-
nen Bericht über die Ursachen 
und den Verlauf des Konflikts 
auszuarbeiten. Den Mitgliedern 
sollte der Bericht an der ausser-
ordentlichen Generalversamm-
lung vom 8. Juli vorgestellt wer-
den.  

Aber bereits vor der Publika-
tion steht das Papier unter Ver-
dacht, den Ansprüchen nicht ge-
recht zu werden. Mehrere im 

Konflikt involvierte Personen 
wollten an der Befragung durch 
die Experten nicht teilnehmen. 
Der Vorwurf: Einer der Experten 
sei befangen. Unter diesen Vo-
raussetzungen fällt es schwer, 
sich vorzustellen, dass der Ex-
pertenbericht die Mitglieder zu-
friedenstellt und die erhoffte Be-
friedigung bringt. 

Präsidium beharrt: Es ist 
nichts vorgefallen 
Die Parteileitung ist sich durch-
aus bewusst, dass diese Krise 
für die Freie Liste existenzge-
fährdend ist. In einer E-Mail an 
die Mitglieder von vergangener 
Woche schrieb der Vorstand: 
«Wir sind überzeugt, dass die 
Mehrheit der FL-Mitglieder (...) 
will, dass die Freie Liste weiter-
besteht.» Im Interview mit Ra-
dio L räumte Helen Marxer ein, 
dass wohl weitere Mitglieder 
aus der Partei austreten wer -
den. Sie hoffe nur, dass die 
Freie Liste nicht dasselbe 
Schicksal erleide wie die DU 
und die DpL. Allerdings: Auf 
die Frage, ob es erneut zu einem 
Vorfall kam, der den Konflikt 
wieder aufkochen liess, antwor-
tete Marxer: «Nein, es ist nichts 
Neues vorgefallen.» 

Aussenstehende können 
sich weiter nur wundern, wes-
halb sich die Freie Liste so heil-
los verkrachte. Das Interims-
präsidium hält es für die beste 
Strategie, zu allen Vorfällen zu 
schweigen. Bereits im Novem-
ber 2020 wollte die damalige 
Parteiführung den Konflikt un-
ter den Teppich kehren. Sechs 
Monate später sahen sich Präsi-
dium und Vorstand vor Gericht 
wieder.  

Samuel Schurte: «Es störte uns, dass nicht offen über Personalentscheide informiert wurde.» Bild: Archiv
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